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Christian Geinitz, Julia Löhr

Der Atomausstieg hat ein Nachspiel

DieUnionwill einenUntersuchungsausschuss zuHabecksEntscheidung. Auchdie FDP treibt denWirt-
schaftsminister in die Enge. Wie gefährlich wird das für ihn imWahlkampf?
Berlin. Der Name ist Programm: „Habeck-Akten“. Der
Bundestag soll nicht die Energiepolitik der Regierung
im Allgemeinen prüfen. Auch nicht die Sinnhaftigkeit
des Atomausstiegs an sich. Die CDU/CSU-Fraktion will
vielmehr einen Untersuchungsausschuss zu der Fra-
ge, wie der grüne Wirtschafts- und Klimaschutzmi-
nister Robert Habeck und seine Vertrauten 2022 zu
der Entscheidung gelangten, dass die Atomkraft in
Deutschland trotz der Energiekrise infolge des Ukrai-
nekriegs verzichtbar sei. „Die uns vorliegenden Infor-
mationen drängen die Schlussfolgerung auf, dass die
Bundesregierung in einer entscheidenden Frage un-
serer nationalen Energiesicherheit nicht zum Wohle
Deutschlands, sondern ausschließlich nach der Logik
grüner Parteipolitik entschieden hat“, schrieb Unions-
fraktionschef Friedrich Merz amMontag in einemBrief
an die 195 Abgeordneten seiner Fraktion. Kommende
Wochewill die Fraktion den Untersuchungsausschuss
im Bundestag beschließen. Den dafür nötigen Stimm-
anteil, 25 Prozent, hat sie.

Die Zeichen zwischen Schwarz und Grün stehen auf
Konfrontation – was mit Blick auf den näher rücken-
den Bundestagswahlkampf interessant wird. In den
vergangenen Monaten kamen aus der Union unter-
schiedliche Signale, wie sie zu den Grünen steht. Zu-
erst bezeichnete CDU-Chef Friedrich Merz die Grünen
als politischen „Hauptgegner“. Zuletzt stimmte er sei-
nePartei dagegendarauf ein, dass es auch zueiner Ko-
alition mit den Grünen kommen könnte. Im Zuge des
Untersuchungsausschusses dürfte die Stimmungwie-
der feindseliger werden.

Die Chance, den womöglich nächsten Kanzlerkandi-
daten der Grünen über Monate in einem Ausschuss
vorzuführen, wollte sich die Union nicht entgehen las-
sen, trotz der von grüner Seite ausgesandtenWarnun-
gen, dassmandannaber auchdarüber sprechenmüs-
se, wie die Union Deutschland überhaupt erst so ab-
hängig von russischem Gas gemacht habe. „Die Reak-
tion der Grünen bestätigt uns: Sie werfen munter wei-
ter Nebelkerzen. Die Nervosität ist offenbar groß“, sag-

te Fraktionsvize Jens Spahn der F.A.Z. „Der Untersu-
chungsausschuss wird sachlich, aber konsequent auf-
klären, ob die Bürger Frau Lemke und Herrn Habeck
vertrauen können.“ Steffi Lemke ist die grüne Bundes-
umweltministerin.

Wieder aufgekommen ist die Debatte über die Atom-
kraft durch das Magazin „Cicero“, das erfolgreich auf
Einblick in die Schriftwechsel geklagt hatte, die es im
Frühjahr 2022 im Wirtschafts- und im Umweltministe-
rium zurmöglichenWeiternutzung der Atomkraft gab.
Mitarbeiter aus der Fachebene hatten empfohlen, dies
zu prüfen, Habeck und Lemke hielten einen Weiter-
betrieb damals nicht für nötig. Am Ende entschied
Kanzler Olaf Scholz (SPD), dass die Anlagen bis Mit-
te April 2023 weiterliefen. Lemke sprach am Diens-
tag im Deutschlandfunk von „einer der transparentes-
ten Entscheidungen, die im Jahr 22 getroffen worden
ist“, Spahn dagegen von einer „grünen Märchenwelt,
scheibchenweise präsentiert“.

Über die Frage, ob undwie der Atomausstieg Deutsch-
land geschadet hat, gibt es unterschiedliche Ansich-
ten. Das Deutsche Institut für Wirtschaftsforschung
(DIW) schreibt: „Die Abschaltung von Kernkraftwer-
ken war seit langem geplant und mitnichten ein re-
levanter Treiber der Strompreise.“ Tatsächlich gab es
nach dem Atom-Aus keine Kostensprünge, im Gegen-
teil sind die Strompreise gefallen. Das habe aber an
den stark gesunkenen Gaspreisen gelegen, die den
Strompreis nach demMerit-Order-Prinzipmaßgeblich
bestimmen, gibt dieWirtschaftsweise Veronika Grimm
zu bedenken.

Sie ist überzeugt: Wären zusätzlich die längst ab-
geschriebenen, günstig Strom produzierenden Kern-
kraftwerke am Netz geblieben, wäre der Preis noch
weiter gesunken. Laut den Berechnungen der Pro-
fessorin für Volkswirtschaft in Nürnberg könnten die
Strompreise um 8 bis 12 Prozent geringer sein, wenn
die Kernkraftwerke noch am Netz wären. „Zu behaup-
ten, dass der Effekt marginal wäre, ist Schönrednerei“,
sagte Grimm der F.A.Z. Es sei ein Fehler gewesen, „ab-
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geschriebene Kernkraftwerke in der Energiekrise ein-
fach dranzugeben und gleichzeitig Milliardensubven-
tionen für die Strompreisstabilisierung in Aussicht zu
stellen, etwa über einen staatlich bezuschussten In-
dustriestrompreis“.

Kritik an Habecks Arbeitsweise kommt auch vom Ko-
alitionspartner FDP. Sie entzündet sich am Kohleaus-
stieg. Dieser ist gesetzlich bis 2038 terminiert, soll laut
Koalitionsvertrag aber „idealerweise“ bis 2030 erfol-
gen. Für das Rheinische Revier wurde das zwischen
dem Bund, dem Land Nordrhein-Westfalen und dem
Energiekonzern RWE so vereinbart, für die ostdeut-
schen Reviere hingegen noch nicht.

Die Liberalen werfen dem Minister vor, die gesetzlich
vorgegebene Überprüfung der Kohleausstiegsfolgen
zu verschleppen. „Bis heute weigert sich Robert Ha-
beck, den Kohleausstieg wissenschaftlich überprüfen
zu lassen. Damit verstößt er gegen geltendes Recht,
denn die Überprüfung hätte bereits im August 2022
stattfinden müssen“, sagt Michael Kruse, der energie-
politische Sprecher der FDP-Fraktion. „Wie soll man
von den Menschen in diesem Land die Einhaltung
der Gesetze verlangen, wenn sich der Wirtschaftsmi-
nister selbst aussucht, an welche Gesetze er sich zu

halten gedenkt?“ Der verzögerte Bericht müsse um-
gehend vorgelegt werden. Tatsächlich verlangt das –
2020 von der großen Koalition beschlossene – Kohle-
verstromungsbeendigungsgesetz, dass erstmals zum
15. August 2022 „die Auswirkungen der Reduzierung
und Beendigung der Kohleverstromung auf die Ver-
sorgungssicherheit, (...) auf die Aufrechterhaltung der
WärmeversorgungundaufdieStrompreise“ analysiert
werden müssen.

Das aber ist nicht erfolgt, wie Habecks parlamentari-
scher Staatssekretär Michael Kellner (Grüne) den Bun-
destagsausschüssen für Wirtschaft sowie für Klima-
schutz und Energie am Dienstag mitteilte. In einem
Brief, der der F.A.Z. vorliegt, kündigt Kellner die erste
Überprüfung erst für das Frühjahr 2025 an. Er begrün-
det diesmit der Energiekrise im Berichtsjahr 2022, mit
den Arbeiten an der Strategie für den Bau neuer Gas-
kraftwerke sowie mit den Notifizierungen für Beihilfen
zum Kohleausstieg. „All diese Punkte sollten berück-
sichtigtwerden, damit derBericht nicht hinter dieRea-
lität zurückfällt“, so Kellner an die Abgeordneten. „Ich
hoffe, dass Sie dieses Vorgehen nachvollziehen kön-
nen.“ Auf wie viel Verständnis er damit außerhalb sei-
ner Fraktion trifft, ist fraglich.
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Felix Hackenbruch, Tristan Fiedler

Nord Stream 2: Grüne wollen Bau im Bundestag aufklären

Die Grünen wollen einen Parlamentarischen Untersu-
chungsausschuss zum Bau der Erdgas-Pipeline Nord
Stream 2 zwischen Deutschland und Russland. „Der
Gaskomplexmuss dringend aufgeklärt werden“, sagte
die energiepolitische Sprecherin der Grünen-Fraktion,
Lisa Badum, dem Tagesspiegel. „Aufgrund unserer fa-
talen Gasabhängigkeit von Russland sind Milliarden-
schäden entstanden“, sagte sie weiter.

Zwischen den Jahren 2014 und 2022 hatten zwei
Große Koalitionen unter Angela Merkel das deutsch-
russische Projekt gegen viele Widerstände durchzu-
setzen versucht. Am formal letzten Tag im Amt attes-
tierte die scheidende Koalition im Oktober 2021 dem
Projekt noch, es gefährdenicht die Versorgungssicher-
heit. Damit räumt sie eine der letzten Hürden aus dem
Weg. Dies sei aber „nur die Spitze des Eisbergs“, sagt
der Grünen-Politiker Banaszak.

Auch die Parlamentarische Geschäftsführerin der
Grünen-Fraktion, Irene Mihalic, sprach sich für eine
Aufklärung der Gas-Abhängigkeit aus. „Die Vorgänge
umNordStream2gehören aufgearbeitet“, sagteMiha-
lic. Sie verwies auf den Untersuchungsausschuss zum
Atomausstieg, den CDU und CSU auf den Weg brin-
genwollen. Darinwollen sich die Konservativen damit
beschäftigen, ob Wirtschaftsminister Robert Habeck
tatsächlich eine ergebnisoffene Prüfung durchführen
ließ, um zu prüfen, ob die Atomkraftwerke in der Ener-
giekrise doch länger am Netz bleiben könnten.

„Es bietet sich an, dieses Thema zu implementie-
ren“, sagte Mihalic. Sie räumt ein, dass es Minder-
heitenrecht der Union sei, was das Thema des Un-
tersuchungsausschusses werde. „Ich kann der Union
nur dringend dazu raten, sich das gesamte Bild anzu-
schauen.“

Unionsfraktionsvize Jens Spahn, der als Initiator
des Untersuchungsausschusses gilt, hatte sich im
Tagesspiegel-Interview offen dafür gezeigt, auch die
Gas-Abhängigkeit zu beleuchten. „Ich habe kein Pro-
blem damit, auch diese Debatte zu führen“, sagte
Spahn. Er erinnerte aber daran, dass durch Nord
Stream 2 nie Gas geflossen sei. „Die Abhängigkeit ist

durch Nordstream I entstanden. Und dieses Projekt
wurde von Rot-Grün unter Gerhard Schröder, Joschka
Fischer und einemUmweltminister Jürgen Trittinent-
schieden“, sagte Spahn.

In der Vergangenheit wehrten SPD und CDU die Kritik
an Nord Stream 2 mit dem Hinweis ab, es handle sich
bei der Erdgaspipeline, die unter anderem die Ukrai-
ne als Transitland für russisches Gas umgangen hätte,
um ein rein privatwirtschaftliches Projekt.

Dass dieGrünenals Regierungspartei einenParlamen-
tarischen Untersuchungsausschuss fordern, ist unge-
wöhnlich. Denn dieser richtet sich zentral gegen den
eigenenKoalitionspartner SPD. ZudemhabendieGrü-
nen allein im Bundestag nicht genug Stimmen, um
solch einen Ausschuss anzustrengen und die Unter-
stützung der oppositionellen CDU dürfte alles andere
als sicher sein.

In der SPD äußerte man sich am Mittwoch ablehnend
zu der Forderung der Grünen. „Derzeit ist dies kein
Thema in der Koalition“, sagte die Parlamentarische
Geschäftsführerin der SPD-Bundestagsfraktion, Katja
Mast. Undweiter: „Dazu finden keineGespräche statt.“

Die FDP steht der Forderung der Grünen dagegen offe-
ner gegenüber: „Wenn ein Parlamentarischer Untersu-
chungsausschuss zuHabecks Ignorieren von Fachwis-
sen eingesetzt wird, kann dieser sich auch damit aus-
einandersetzen, wie dieses Land wider besseres Wis-
sen indieGas-Abhängigkeit vonRusslandgeführtwer-
den konnte“, sagte der energiepolitische Sprecher der
FDP-Fraktion, Michael Kruse. Er sagte dem Tagesspie-
gel weiter: „Die Moskau-Connection gehört auf die Ta-
gesordnung in Berlin, damit so eine Abhängigkeit nie
wieder vorkommt.“

Früher wehrten SPD und CDU die Kritik an Nord
Stream 2 mit dem Hinweis ab, es handle sich bei
der Erdgaspipeline um ein privatwirtschaftliches
Projekt.

Zitat

”Ich kann der Union nur dringend dazu raten,
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sichdas gesamteBild anzuschauen.” - IreneMiha-
lic, Parlamentarische Geschäftsführerin der Grü-

nen, wünscht sich eine Erweiterung des Untersu-
chungsausschusses der Union.
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